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nhalt. Beitragsordnung der Angeſtelltenverſicherung (S. 307). — Verordnung über Errichtung von Aus⸗ 
ſchüſſen und Kammern für Angeſtelltenverſicherung (S. 317). — Verfahrensordnung für die Ausſchüſſe der Angeſtellten⸗ 
verſicherung (S. 317). — Verfahrensordnung für die Kammern der Angeſtelltenverſicherung (S. 321). — Verordnung 
über das Wahlrecht der Wanderverſicherten (S. 322). — Vierte Verordnung über Verſicherungspflicht in der 
Angeſtelltenverſicherung (S. 324). — Verordnung über Verſicherungsfreiheit vorübergehender Dienftleiftungen in der 
ae (S. 325. — Verordnu ug betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtügung vom 20. Februar 1923 
(S. 326). — Beitritt Belgiens zu der Konvention vom 26. September 1906 (S. 327). — Verordnun g über die weitere 
Erhöhung der Unterſtützung für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung (S. 327). — Druckfehler⸗ 
berichtigung (S. 327). ö . 


An unſere Bezieher! 


Die ſtets ſteigenden Papierpreiſe und Herſtellungskoſten des Geſetzblattes und des Staats⸗ 
anzeigers bedingen eine Erhöhung der Bezugspreiſe. Der monatliche Bezugspreis wird daher vom 
1. April 1923 bis auf weiteres wie folgt feſtgeſetzt: 

1. Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1400 M, 
2. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig, Teil 1 700 M 
3. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig, Teil II 2000 M. 

Für Beamte, die das Geſetzblatt und den Staatsanzeiger, Teil I zum perſüönlichen Gebrauch 

zu halten wünſchen, erfolgt bis auf weiteres eine Ermäßigung 
b zu 1) anf 800 M, zu 2) auf 400 M monatlich. 

Die Anmeldung der von den Beamten gewüuſchten Blätter hat durch die zuſtändigen 
Behörden nach dem in der Bekanntmachung vom 15. 9. 1922 (St.⸗A. 1922 S. 552) angegebenen 
Muſter bei der Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers bis ſpäteſtens zum 15. des 
letzten Monats vor Begiun der nenen Bezugszeit zu erfolgen. 

Danzig, den 1. März 1923. 


Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 
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90 Beitragsordnung der Angeſtelltenverſicherung. Vom 23. 2. 23. 

Auf Grund des Artikels I Nr. 6 des Geſetzes über vorläufige Umgeſtaltung der Angeſtellten⸗ 
verſicherung vom 7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 244) und des 5 175 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
— in der Faſſung des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) — wird folgendes verordnet: 

Erſter Abſchnitt. N } 
Beitragsperfahren. 
I. Marken. 
8 1. 

Für jede Gehaltsklaſſe werden Monatsmarken ausgegeben. 

Ihr Ausſehen wird durch die Reichsverſicherungsanſtalt mit Zuſtimmung des Senats beſtimmt. 

Ihre Gültigkeitsdauer kann der Senat unter Bekanntgabe des Ablaufstags beſchränken. Inner⸗ 
halb zwei Jahren nach dem Ablaufstag iſt ihr Umtauſch bei der Reichsverſicherungsanſtalt oder den 
Verkaufsſtellen zuläffig. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ansgabetages: 11. 3. 1923). 
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82. 
Die Marken werden zum Nennwert verkauft. ER 
Der Verkauf erfolgt durch die Poſt, ſoweit der Senat nichts anderes nach Anhören der Reichs- 
verſicherungsanſtalt beſtimmt. 
Für den Verkauf erhält die Poſt von der Reichsverſicherungsanſtalt eine Vergütung. Das 
Nähere wird durch beſondere Verordnung beſtimmt. 


II. Verſicherungskarte. 
8 3. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt beſtimmt das Ausſehen der Verſicherungskarte mit Zuſtimmung 
des Senats. 8 
Beitragsmarken dürfen nur in Beitragsfelder eingeklebt werden, immer nur eine Marke in 
ein Feld. 
III. Beitragsentrichtung durch Arbeitgeber. 
9 4. 
Jahresarbeitsverdienſt für die Veitragsberechnung iſt 
bei wöchentlicher Zahlung das Zweiundfünfzigfache, 
bei monatlicher das Zwölfſache, 
bei vierteljährlicher das Vierfache 
des gewährten, auf volle Mark abgerundeten Entgelts. i N . 
Gewinnanteile und andere im voraus nicht feſtſtehende Bezüge rechnen nach dem Betrage des 
vorangegangenen Kalenderjahrs. Fehlt ein ſolches, ſo werden ſie abgeſchätzt. 
Für Teilbeſchäftigte beträgt der Jahresarbeitsverdienſt das Zwölffache des Geſamtverdienſtes für 
den Kalendermonat. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt kann mit Genehmigung des Senats Berechnungsgrundſätze aufſtellen. 
8 5. 
Arbeitszeiten, die ſich nicht feſtſtellen laſſen, find für die Beitragsleiſtung abzuſchätzen. Bei 
Streit entſcheidet das Verſicherungsamt endgültig. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt kann mit Genehmigung des Senats Berechnungsgrundſätze aufſtellen. 
8 6. 
Der Arbeitgeber erwirbt die Marken aus eigenen Mitteln. a 
Er klebt bei der Gehaltszahlung die Marke der Gehaltsklaſſe in die Verſicherungskarte. 
Wird kein feſtes Bargehalt gezahlt, ſo ſind die Marken am Monatsſchluß, und wenn die Beſchäf⸗ 
tigung vorher endet, ſchon dann einzukleben. 
In Ausnahmefällen kann die Reichsverſicherungsanſtalt einen anderen Zeitpunkt zum Einkleben 


geſtatten. 


Abſchlagszahlungen gelten hierbei nicht als Gehaltszahlungen, 

8 72 > f 

Einem Arbeitgeber, der die bisher geleiſteten Zuſchüſſe zur Lebensverſicherung eines Halb— 

verſicherten um den zur geſetzlichen Angeſtelltenverſicherung zu entrichtenden Beitrag kürzen will, erſetzt 
die Reichsverſicherungsanſtalt auf ſeinen Antrag die von ihm fortentrichteten Zuſchüſſe bis zur Höhe des 
Arbeitgeberbeitrags, ſoweit die folgenden Vorausſetzungen vorliegen: 

1. die Verſicherung muß noch in einer dem $ 390 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte — 
in der Faſſung des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der 
Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257 — entſprechenden Höhe 
beſtehen, 

2. der Verſicherungsſchein muß hinterlegt ſein, 


3. zur Sicherung der Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente muß die Forderung 
aus der Lebensverſicherung in Höhe der Zuſchußkürzung an die Reichsverſicherungsanſtalt 
abgetreten ſein. 

Dem Erſtattungsantrage ſind die Verſicherungskarte und die Quittungen über die Prämien⸗ 

zahlung beizufügen. R 

§ 8. 

Beſteht der Entgelt nur in Sachbezügen, ſo kann der Arbeitgeber den Sachbezug um den Bei⸗ 
tragsteil des Verſicherten kürzen. Maßgebend find dabei die Ortspreiſe, die gemäß $ 1 Abſ. 3 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) feſtgeſetzt 
ſind. Kein Kürzungsrecht beſteht, wenn der Verſicherte feinen Beitragsteil dem Arbeitgeber bar erſtattet. 

Wird der Entgelt vom Dritten gewährt, ſo hat der Verſicherte ſeinen Beitragsteil dem Arbeit- 
geber bar zu erſtatten, wenn dieſer den vollen Beitrag entrichtet hat. 

§ 9. / 

Der Arbeitgeber hat die von ihm eingeklebten Marken ſofort zu entwerten. 

Beiträge, die zwangsweiſe oder durch Überwachungsbeamte eingezogen ſind, werden durch die 
Reichsverſicherungsanſtalt oder ihre Beauftragten in der Verſicherungskarte vermerkt. Der Vermerk erſetzt 
die Beitragsmarken. 3 i ; 

Die Ausgabeſtellen und die Überwachungsſtellen der Reichsverſicherungsanſtalt haben in den 


Verſicherungskarten unentwertete Marken nach Feſtſtellung der. Beſchäftigungszeit, für die fie gelten, zu 
entwerten. 5 


10. 
ü Die Entwertung erfolgt dadurch, daß auf der Marke ihr letzter Geltungstag handſchriftlich oder 
mit Stempel vermerkt wird. Sie darf den Monat in Ziffern abkürzen, zum Beiſpiel 31. 10. 22. Andere 
Entwertungszeichen ſind unzuläſſig. Nur Tinte oder haltbarer Farbſtoff iſt geſtattet. 


Die Entwertung muß deutlich ſein und darf das Markenbild, insbeſondere Geldwert und Gehalts- 
klaſſe nicht unkenntlich machen. 


Wer den Entwertungsvorſchriften zuwiderhandelt, kann vom Verſicherungsamte mit Geldſtrafe 
bis zu fünfhundert Mark beſtraft werden, wenn keine härtere Strafe nach anderen Vorſchriften eintritt. 
8 IV. Beitragsentrichtung durch Verſicherte. 
5 
Für die Entrichtung der Beiträge durch Verſicherte gelten die SS 4 bis 10 ſinngemäß. Frei⸗ 
willige Verſicherte entwerten mit dem Zuſatz „k“ . 
V. Erſatzzeiten. 
8 12. 


Erſatzzeiten im Sinne des $ 172 Abſ. 1, 2 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der 


Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) ſollen durch Beſcheinigungen (Erſatzzeit⸗ 
ſchein) nachgewieſen werden. Die Erſatzzeitſcheine werden nach dem beigefügten Muſter A ausgeſtellt: 
1. bei Krankheitszeiten durch Behörden oder Krankenkaſſen, die von den oberſten Verwaltungs⸗ 
behörden hierfür beſtimmt ſind, 
2. bei Zeiten des Schulbeſuchs durch den Leiter der Anſtalt, 
3. bei Kriegsdienſten durch die Heeresbehörden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ausgabeſtellen. 
J. Einrichtung und Zuſtändigkeit. 
8 13. A 
Ausgabeſtellen find in Städten mit mehr als 50000 Einwohnern die Ausgabeſtellen der Invaliden⸗ 
verſicherung, ſonſt die bisherigen Ausgabeſtellen der Angeſtelltenverſicherung. 
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Sie heißen „Ausgabeſtelle der Angeſtelltenverſicherung in . . und führen 

einen Stempel mit dieſer Bezeichnung. Ihr Dienſtgebäude trägt dieſelbe Bezeichnung. Die Dienſt⸗ 

räume ſind durch Aushang an ſichtbarer Stelle kenntlich zu machen. 

a Auch die Reichsverſicherungsanſtalt kann Verſicherungskarten ausſtellen, umtauſchen, erſetzen oder 

durch ihre Beauftragten bei der Beitragsüberwachung ausſtellen laſſen. 


8 14. 

Zuſtändig iſt jede Ausgabeſtelle, in deren Bezirk der Verſicherte zur Zeit wohnt oder be— 
ſchäftigt iſt. 

Bei Beſchäftigung im Ausland iſt die Ausgabeſtelle des inländiſchen Betriebsſitzes zuſtändig, 
mangels eines ſolchen die Ausgabeſtelle Danzig. 

II. Verfahren. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
a $ 15. 

Die Ausgabeſtelle beurkundet mit Tinte und ohne Radieren; Tintenſtift iſt unzuläſſig. Häufig 
wiederkehrende Eintragungen können gedruckt oder geſtempelt werden. In Vordrucken ſind offene Räume, 
die nicht ausgefüllt werden, zu durchſtreichen. 

8 Berichtigungen dürfen nur durch einfaches Durchſtreichen erfolgen. Sie ſind unter Angabe des 
Tages ſowie der Zahl der geſtrichenen Worte und Ziffern zu beglaubigen. 

Alle Eintragungen und Berichtigungen ſind zu unterſchreiben. Die Unterſchrift wird durch den 
verantwortlichen Beamten mit ſeinem Namen oder Namensſtempel unter Beidrückung des Stempels und 
Bezeichnung der Ausgabeſtelle geleiſtet. a 

2. Ausſtellung der erſten Verſicherungskarte. 
8 16. 

Die Verſicherungskarte wird durch die Ausgabeſtelle auf Antrag des Verſicherten oder des 

Arbeitgebers ausgeſtellt und dem Antragſteller unverzüglich ausgehändigt. 


8 17. 
Die perſönlichen Verhältniſſe und die Anſchrift find beſonders ſorgfältig einzutragen. Bei Frauen 
iſt auch der Geburtsname anzugeben. 2 » 
Der Familienname ift zu unterſtreichen, bei mehreren Vornamen auch der Rufname. 
Ta Die Berufsangabe hat ſich nicht auf eine allgemeine Bezeichnung zu beſchränken, ſondern auch 
a den engeren Berufszweig zu enthalten, zum Beiſpiel nicht Buchhalter, Techniker, Lehrer, ſondern Bant- 
buchhalter, Tiefbautechniker, Muſiklehrer. 
Die Verſicherungskarte erhält die Nummer 1. 
Die Verſicherungskarte für Selbſtverſicherer iſt am Kopfe der erſten Seite als ſolche zu bezeichnen. 
8 18. 
Die erſte Verſicherungskarte erhält, wer neu verſicherungspflichtig wird. Die Ausgabeſtelle prüft | 
vor der Ausſtellung die Verſicherungspflicht. e 
Die Ausſtellung iſt auch zuläſſig, wenn der Antragſteller glaubhaft macht, daß er eine beſtimmte 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung nur beginnen kann, wenn er ſchon eine Verſicherungskarte beſitzt. 
Bei Zweifel über die Verſicherungspflicht ſtellt die Ausgabeſtelle dem Antragſteller die Ver⸗ 


ſicherungskarte aus, teilt aber der Reichsverſicherungsanſtalt oder der von ihr bezeichneten Stelle ihre 
Bedenken mit. 


§ 19. 
Befreiung von der eigenen Beitragsleiſtung 6 390) des Verficherungsgeſetzes für Angeſtellte in 1 
der Faſſung des Geſetzes vom 14. 2. 1923 (Geſetzbl. S. 257) beantragt der Angeſtellte bei der Ausgabe⸗ 4 


telle. Der Antrag wird nach dem beigefügten Muſter B geſtellt. Mit dem Antrag iſt der Verſicherungs⸗ a 
40 ſchein vorzulegen. | | 


| n 
Die Ausgabeſtelle prüft die Angaben und ſendet den Antrag nebſt Verſicherungskarte an die 


Reichsverſicherungsanſtalt. Dieſe entſcheidet über die Befreiung und überſendet die Verſicherungskarte 
mit ihrem 3 über die Befreiung dem Verſicherten. 


3. Umtauſch der neee 
$ 20. 

Der Verſicherte tuuſcht die Verſicherungskarte bei = Ausgabeſtelle, wenn die Markenfelder 

gefüllt ſind, ſpäteſtens aber drei Jahre nach der Ausſtellung um. 
9 21. 

Die Ausgabeſtelle rechnet die Verſicherungskarte auf. 

Die Aufrechnung geſchieht an der im Vordruck vorgeſehenen Stelle folgendermaßen: 

1. Beitragsmonate, die durch Marken in der Verſicherungskarte nachgewieſen ſind, werden nach 

Beitragsklaſſen zuſammengerechnet. 

2. Erſatzzeiten ($ 12) werden an der hierfür vorgemerkten Stelle nach Anfangs⸗ und Endtag 

der einzelnen Zeiten eingetragen. 

Unter den Beitragsmonaten werden ſie nicht mitgezählt. Sie werden überhaupt nicht 
eingetragen, wenn der Verſicherte vor ihrem Beginne keine eee eee Beſchäftigung 
ausgeübt hat. 

Die Eintragung erfolgt auf Grund der Erſatzzeitſcheine; ſonſtige Nachweiſe, zum 
Beiſpiel ärztliche Zeugniſſe, find nicht ausgeſchloſſen. Bei Zweifel über die Anrechnungs⸗ 
fähigkeit hat die Ausgabeſtelle zwar die Erſatzzeiten einzutragen, jedoch ihre Bedenken der 
Reichsverſicherungsanſtalt oder der von ihr bezeichneten Stelle mitzuteilen. 5 

3. Die Endzahlen über die Aufrechnung werden dem Inhaber nach dem beigefügten Muſter C &, = 

beſcheinigt (Aufrechnungsbeſcheinigung). 2 

Die Aufrechnungsbeſcheinigung wird mit der neuen Verſicherungskarte ae 
Unbeſtellbar gebliebene oder verwahrte Aufrechnungsbeſcheinigungen kann die Ausgabeſtelle 
ein Jahr nach Ablauf des Eingangsjahrs vernichten. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt kann die Aufrechnungsbeſcheinigung von Amts wegen oder auf 
Einſpruch eines Beteiligten ändern. Gegen ihren Beſcheid iſt das Streitverfahren nach $ 193 des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) 
zuläſſig; die Entſcheidung bindet die Inſtanzen. Nach Ablauf von zehn Jahren ſeit Aufrechnung der 
Verſicherungskarte kann die rechtsgültige Verwendung der in der Aufrechnung beſcheinigten Marken nicht 
2 angefochten werden, es ſei denn, daß der Verſicherte oder ſein Vertreter oder ein zur Fürſorge 
für ihn Verpflichteter die Verwendung der Marken in betrügeriſcher Abſicht herbeigeführt hat. 


§ 22. 

Die abgegebenen alten Verſicherungskarten nebſt den Erſatzzeitſcheinen und ſonſtigen Belegen für 
Erſatzzeiten werden von der Ausgabeſtelle verwahrt und am Schluſſe jedes Kalendervierteljahrs einge⸗ 
ſchrieben und portofrei der Reichsverſicherungsanſtalt überſandt; bei Überſendung durch die Bahn genügt 
die Angabe des Intereſſes an der Lieferung im Frachtbrief. Wünſchen der Reichsverſicherungsanſtalt auf 
frühere Überſendung in Einzelfällen iſt zu entſprechen. 

8 23. 

Die Ausſtellung der neuen Verſicherungskarte beim Umtauſch hängt nicht von einer Prüfung der 
gegenwärtigen Verſicherungspflicht ab. Hat die Ausgabeſtelle Zweifel oder iſt fie überzeugt, daß bereits 
Berufsunfähigkeit vorliegt, ſo ſtellt ſie die Verſicherungskarte aus, teilt aber der Reichsverſicherungsanſtalt 
oder der von ihr bezeichneten Stelle ihre Bedenken mit. 

Als Beruf iſt in der neuen Verſicherungskarte der Beruf zur Zeit der Ausſtellung einzutragen, 
auch wenn die alte Karte einen anderen Beruf angab. Die neue Karte erhält die e Nuntiiet. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften über die erſte Ausſtellung entſprechend. - 
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§ 24. 

Der Arbeitgeber kann Verficherungskarten, die bei ihm zurückgelaſſen ſind, an die Ausgabeſtelle 
abgeben, jedoch früheſtens drei Monate nach Abgang des Verſicherten. 

Die Ausgabeſtelle rechnet dieſe Karten auf und erteilt dem Arbeitgeber eine Empfangsbeſcheinigung 
mit dem Vermerke, daß eine neue Karte nicht ausgeſtellt iſt. Die abgegebene Verſicherungskarte erhält 
denſelben Vermerk und wird der Reichsverſicherungsanſtalt gleichzeitig mit den übrigen Karten überſandt. 
Verficherungskarten, die gefunden oder aus einem anderen Grund bei der Ausgabeſtelle abgeliefert ſind, 
werden ebenſo behandelt. s 

4. Erſatz der Verſicherungskarte. 
§ 25. 

Verlorene, unbrauchbare oder zerſtörte Verficherungskarten erſetzt die Ausgabeſtelle. 

Das gleiche gilt, wenn eine Verſicherungskarte dem Berechtigten widerrechtlich vorenthalten wird. 

Außerdem kann der Verſicherte auf ſeine Koſten auch ſonſt ſtets eine neue Verſicherungskarte 
gegen Rückgabe der alten verlangen. 5 

§ 26. f 

Der bisherige Inhaber hat den Inhalt der Verficherungsfarte nachzuweiſen. Iſt ſie noch vor⸗ 

handen, ſo iſt ihr erkennbarer Inhalt ohne Nachprüfung maßgebend. Andernfalls iſt der Inhalt glaub⸗ 
haft zu machen. Regelmäßig genügt die Vorlage der Lohnliſte, wenn aus ihr die Markenverwendung 
hervorgeht, oder eine zuverläſſige Auskunft des Arbeitgebers, der Einzugsſtelle oder der Mitarbeiter. Die 
Befreiung von der eigenen Beitragsleiſtung wird durch die vorhergehende Aufrechnungsbeſcheinigung nach- 
gewieſen; andernfalls genügt regelmäßig die Erklärung des Angeſtellten, daß die Lebensverſicherung noch 
beſteht. 

§ 27, 

Auf Grund der beigebrachten Beweismittel ſtellt die Ausgabeſtelle eine Aufrechnungsbeſcheinigung 
aus. Sie erhält die Nummer der Verſicherungskarte, die ſie erſetzt, und den Vermerk: „Ausgeſtellt als 
Erſatz der verlorenen — unbrauchbaren — zerſtörten — Verſicherungskarte Nn. 3 

Für die Abänderung und Anfechtung der Aufrechnungsbeſcheinigung gelten die Vorſchriften des 
§ 21 bj. 3. 8 

Die Beweismittel mit Ausnahme der Lohnliſten werden dem Antragſteller abgenommen und der 
Reichsverſicherungsanſtalt oder der von ihr bezeichneten Stelle mit der nächſten Kartenſendung überſandt 
nebſt einer Mitteilung über den ſonſtigen Nachweis und einer Abſchrift der Aufrechnungsbeſcheinigung. 

Der Antragſteller erhält eine neue Verſicherungskarte mit der nächſt höheren Nummer und die 
Aufrechnungsbeſcheinigung. Für die Ausſtellung der neuen Karte gelten im übrigen die allgemeinen 
Vorſchriften entſprechend. \ 

5. Berichtigung der Verfiherungsfarte. 
§ 28. 


Die Ausgabeſtelle kann die Verſicherungskarte berichtigen, 
1. wenn der Verſicherte nachweiſt, daß die perſönlichen Verhältniſſe bei Ausſtellung der Karte 
unrichtig eingetragen worden ſind, 5 

2. wenn eine nachträgliche Anderung des Namens durch die entſprechende Urkunde nachgewieſen 

wird, 

3. wenn bei der Aufrechnung oder Erneuerung eine unvorſchriftsmäßige Markenverwendung 

feſtgeſtellt wird. 

Von der Berichtigung iſt ſtets bei Anderung des Namens, ſonſt in Zweifelsfällen der Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt oder der von ihr bezeichneten Stelle bei der nächſten Kartenſendung Kenntnis zu 
geben. Die Reichsverſicherungsanſtalt kann die Berichtigung ändern. 

Die Beteiligten können gegen die Berichtigung das Streitverfahren nach § 193 des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257 beantragen; die 
Entſcheidung bindet die Inſtanzen. 
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20. 

Abgeſehen vom Befreiungsvermerke ($ 30 Nr. 3) können Berichtigungen der Verſicherungskarten, 
die bei der Überwachung erforderlich werden, durch die Überwachungsſtelle vorgenommen werden, ſoweit 
die Beteiligten einverſtanden ſind. 8 30. . 

In ſonſtigen Fällen erfolgt die Berichtigung der Verſicherungskarten und die Vernichtung ein⸗ 
geklebter Marken durch die Reichsverſicherungsanſtalt. 

Die Ausgabeſtelle gibt zu dieſem Zwecke der Reichsverſicherungsanſtalt oder der von ihr 
bezeichneten Stelle unter Beifügung der Verſicherungskarte Kenntnis, 

1. wenn ihr bekannt wird, daß ein Arbeitgeber, der bisher verſicherungspflichtige Angeſtellte 

beſchäftigt hat, keine Marken mehr verwendet, 

2. wenn Marken unvorſchriftsmäßig, insbeſondere in zu niedriger Gehaltsklaſſe verwendet ſind, 
ſoweit nicht $ 28 Abſ. 1 Nr. 3 Platz greift, 

3. wenn der Angeſtellte nachträglich nachweiſt, daß er von der eigenen Beitragsleiſtung befreit 
iſt oder auf dieſe Befreiung verzichtet, oder ſie aus anderem Grunde nach Anſicht der Aus⸗ 
gabeſtelle ſortgefallen iſt. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt überſendet den Verſicherten die Verſicherungskarten nach Ein- 
tragung des Vermerkes zuſammen mit ihrem etwaigen Beſcheide. Die Beteiligten können hiergegen das 
Streitverfahren nach $ 193 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 
14. Februar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 257) beantragen; die Entſcheidung bindet die Inſtanzen. 

Iſt ein Beitragsſtreit rechtskräftig entſchieden oder ſonſtwie die Verſicherungspflicht oder berechti⸗ 
gung rechtskräftig verneint, ſo hat die Reichsverſicherungsanſtalt die Verſicherungskarte zu berichtigen 
und rückſtändige Beiträge einzuziehen oder zuviel entrichtete Beiträge auf Antrag zurückzuerſtatten, ſoweit 
noch keine Verjährung eingetreten iſt. 8 31. 

Die Vernichtung von Marken beſteht darin, daß ein Ungültigkeitsvermerk auf die Marke geſetzt 
wird. Auf der Außenſeite der Verſicherungskarte wird die Zahl der vernichteten Marken handſchriftlich 
oder geſtempelt unter Bezeichnung der vernichtenden Stelle vermerkt. 5 

6. Koſten. 


32. 

Die geſamte Tätigkeit der Ausgabe iſt für die Arbeitgeber und Verſicherten koſten⸗ und 
gebührenfrei, ſoweit nicht im Abſ. 4 etwas anderes beſtimmt iſt. Jedoch erhält die Ausgabeſtelle von 
der Reichsverſicherungsanſtalt eine Vergütung nach Grundſätzen, die der Senat aufſtellt. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt liefert auf ihre Koſten die Vordrucke für die Verſicherungskarte, 
die Aufrechnungsbeſcheinigung und den Erſatzzeitſchein. 

Die Ausgabeſtellen fordern ihre Vergütung nach Schluß jedes Kalenderjahrs für das abgelaufene 
Jahr bei der Reichsverſicherungsanſtalt an. p 

Die Ausgabeſtelle kann von dem Antragfteller für die Ausſtellung einer Verſicherungskarte 
Koſtenerſatz nur beanſpruchen, n Fe 

1. wenn die neue Karte gegen Rückgabe der alten nach $ 25 Abſ. 3 beantragt wird, 

2. wenn der Arbeitgeber die Ausſtellung beantragt, weil der Verſicherte dies zu Unrecht unter- 

laſſen hat. 

Die Höhe des Betrags ſetzt der Senat ſeſt. 

Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 
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383. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. RN 1923 in Kraft. 
Danzig, den 23. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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9 Verordnung 
über Errichtung von Ausſchüſſen und Kammern für Angeſtelltenverſicherung. Vom 23. 2. 23. 
Auf Grund der SS 157, 168 d des Verſichernngsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des 
Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung 
vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird nach Anhören der Reichsverſicherungsanſtalt folgendes 
verordnet: 
§ 1. 
Für die Angelegenheiten, die in der Angeſtelltenverſicherung den Verſicherungsämtern und Ober⸗ 
verſicherungsämtern übertragen ſind, ſind für das Gebiet der Freien Stadt zuſtändig: 
das Verſicherungsamt in Danzig⸗Stadt, 
das Oberverſicherungsamt in Danzig. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 23. Februar 1923. > 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


9 Verfahreusordnung 
für die Ausſchüſſe der Angeſtelltenverſicherung. Vom 23. 2. 23. 


Auf Grund des § 2284 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 
1923 (Geſetzbl. 257) wird nach Anhören der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte folgendes verordnet: 


A. Einleitende Vorſchriften. 
8 1. 

Für den Geſchäftsgang und das Verfahren der Ausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung bei den 
Verſicherungsämtern gelten ſinngemäß die Vorſchriften der Verordnung über Geſchäftsgang und Ver. 
fahren der Verſicherungsämter vom 24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1107), ſoweit nicht nachſtehend 
etwas anderes beſtimmt iſt. 

8 2. 

Der Vorſitzende bildet nach Beſtimmung der oberſten Verwaltungsbehörde einen oder mehrere 
Spruch⸗ und Beſchlußausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung. a 

Die Verſicherungsvertreter des Spruchausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung bilden zugleich den 
Beſchlußausſchuß. Sind mehrere Spruchausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung gebildet, ſo kann der 
Vorſitzende mit Zuſtimmung der höheren Verwaltungsbehörde anordnen, daß die Verſicherungsvertreter 
für den Beſchlußausſchuß nach § 5 Abſ. 2 und 3 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 gewählt werden. 

Alle Entſcheidungen, Beſchlüſſe, Anordnungen, Verfügungen, Erſuchen, Berichte uſw. des Aus⸗ 
ſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung ergehen unter dem Namen des Verſicherungsamts mit dem Zuſatz 
„Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung“. Dabei iſt Spruchausſchuß und Beſchlußausſchuß zu unterſcheiden. 

8 4. 

Im Beitragsſtreitverfahren nach 88 192 a, 193 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der 
Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) entſcheidet der Ausſchuß für Angeſtellten⸗ 
verſicherung unter Ausſchluß der ſonſtigen Ausſchüſſe. Wird eine Angelegenheit, die zur Zuſtändigkeit 
des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung gehört, bei einem Ausſchuß anderer Art desſelben oder eines 
anderen Verſicherungsamts anhängig, ſo hat dieſer ſeine Unzuſtändigkeit auszuſprechen und die Sache 


an den zuſtändigen Ausſchuß für Angeftelltenverfiherung zu verweiſen. Entſprechendes gilt, wenn bei 
einem Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung eine Angelegenheit anhängig wird, die nicht zur Zuſtändigkeit 
eines Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung gehört. Die Entſcheidung, durch die der verweiſende 
Ausſchuß ſeine Zuſtändigkeit verneint, iſt bindend. 

Iſt ein Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung angerufen, der nur örtlich unzuſtändig iſt, ſo hat er 
den Antrag an das Verſicherungsamt mit dem zuſtändigen Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung abzugeben. 


B. Ordnung des Verfahrens. 
I. Allgemeines. 
8 5. 5 5 
Die Koſten des nach § 18 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 beſtellten beſonderen Ver⸗ 
treters gelten als gerichtliche Koſten. a 
8 6. 
Der Vorſitzende kann zur Aufklärung des Sachverhalts dem Verſicherten, auch wenn er perſönlich 
erſcheint, ausnahmsweiſe geſtatten, ſich auf Koſten der Reichsverſicherungsanſtalt einen Vertreter zu nehmen. 
Der Vorſitzende beſtimmt Art und Umfang der Vertretung; er kann auch den Vertreter ſelbſt beſtimmen. 


5 8 7. 

Dem nach 8 6 geſtatteten Vertreter werden auf ſeinen Antrag die Auslagen erſtattet, die er zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung aufgewendet hat. Auch kann ihm für ſeine Mühewaltung eine 
angemeſſene Vergütung gewährt werden. Der Antrag iſt an den Vorſitzenden zu richten. Die Unter⸗ 
lagen für die Berechnung ſind glaubhaft zu machen. 

Die baren Auslagen werden beſonders erſtattet. Der Vorſitzende kann ſie auch in die Ver⸗ 
gütung einbeziehen oder neben der Vergütung einen Pauſchbetrag feſtſetzen. 

Reiſekoſten werden nur erſtattet, wenn der Vorſitzende zur Ausführung der Reiſe vorher ermäch⸗ 
tigt hatte. Nachträgliche Genehmigung iſt ausnahmsweiſe ſtatthaft, wenn die Reiſe notwendig war. 

Für den durch eine Reiſe verurſachten Zeitaufwand kann neben der Vergütung des Abſ. 1 eine 
angemeſſene beſondere Entſchädigung gewährt werden. Ob eine Fahrt als Reiſe zu gelten hat, iſt im 
Einzelfalle vom Vorſitzenden zu entſcheiden. 

88. 

Sind mehrere Streitfälle zu gemeinſamer Verhandlung und Entſcheidung verbunden, ſo werden 
die nach 8 7 zu zahlenden Beträge nur einmal gewährt, ſoweit nicht durch die Behandlung eines Falles 
beſondere Koſten entſtanden ſind. 

§ 9. 


Die Koften werden nach 8 7 auch dann erſtattet, wenn der Vertretene unterliegt. 
Weitere Koſten werden auch im Falle des Obſiegens nicht erſtattet. 


§ 10. 
Br Soweit nicht in den 8s 5 bis 9 etwas anderes beſtimmt iſt, gelten für die Koſtenentſcheidung 
ausſchließlich die Vorſchriften der 88 311, 312 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 


8 11. 

Iſt ein Vertrauensmann mit der Einnahme eines Augenſcheins außerhalb der mündlichen Ver⸗ 
handlung beauſtragt, ſo kann er in einfacheren Fällen allein eine Feſtſtellung zu den Akten bringen 
oder einreichen. 8 

f 8 12. 

Für die Berichtigung und Ergänzung der Entſcheidung gelten die Vorſchriften der 88 281, 282 

des Verficherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257). 


813. ; 
Mündliche Verhandlung findet im Beſchlußverfahren nur in den Fällen ſtatt, die im $ 296g des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) 
beſtimmt find. 

Findet im Beſchlußverfahren eine mündliche Verhandlung nach Ermeſſen des Vorſitzenden nicht 
ſtatt, ſo kann der Antrag der Partei auf mündliche Verhandlung nur binnen einer Woche nach der 
Zuſtellung der Entſcheidung geſtellt werden. Die Entſcheidung des Vorſitzenden muß darauf hinweiſen. 
Sie iſt mit Gründen zu verſehen. 5 a 

II. Beſonderer Teil. 


§ 14. 

Beim Anſpruch auf Invalidenrente ſind, wenn der Antragſteller auch Beiträge zur TG 

verſicherung entrichtet hat, auch die im § 15 Abſ. 1 und 3 bezeichneten Urkunden vorzulegen. 
§ 15. 

Beim Anſpruch auf Ruhegeld wegen Berufsunſähigkeit ſind vorzulegen: die letzte Verſicherungs⸗ 
karte, die Beſcheinigungen über Aufrechnungen der früheren Verſicherungskarten, der von der Neichs⸗ 
verſicherungsanſtalt erteilte Kontoabſchluß für die Zeit bis zum 31. Dezember 1922, die Erſatzzeitſcheine 
($ 172 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
Geſetzbl. S. 257) und etwaige Nachweiſe über die Beitragsleiſtung bei einer Erſatzkaſſe. 

Ferner hat der Antragſteller eine ärztliche, behördliche oder andere zuverläſſige Beſcheinigung 
vorzulegen, aus der ſich ſeine Beſchwerden, der körperliche Befund, die Berufsunfähigkeit und ihre Dauer 
ergeben. N 
N Hat der Autragſteller Kinder unter 18 Jahren oder elternloſe Enkel unter 18 Jahren, deren 
Unterhalt ganz oder überwiegend von ihm beſtritten wird, ſo ſind die Geburtsurkunden und die zum 
Nachweis der Verwandtſchaft erforderlichen Urkunden einzureichen. 

Hat der Antragſteller auch Beiträge zur Invalidenverſicherung entrichtet, jo jind auch die im 
§ 74 Abſ. 1 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 bezeichneten Urkunden vorzulegen. 


8 16. 


Bei einem Antrag auf Witwenrente aus der Angeſtelltenverſicherung iſt Berufsunfähigkeit u 
nachzuweiſen. Sie iſt feine Vorausſetzung des Anſpruchs. 


§ 17. 
Bei Ansprüchen auf Waiſenrente aus der Angeſtelltenverſicherung iſt die Bedürftigkeit der Waiſen 
in keinem Falle nachzuweiſen. Sie iſt keine Vorausſetzung des Anſpruchs. 


8 18. 

Beim Anſpruch auf Abfindung ($ 60 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte) find die Sterbe⸗ 
urkunden und die das Verwandtſchaftsverhältnis klarſtellenden Urkunden vorzulegen, auch hat der Antrag⸗ 
ſteller glaubhaft zu machen, daß ihm Beſſerberechtigte nicht bekannt ſind. 

Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 


8 19. 

Bei Anſprüchen auf Erſtattung aus 8 62 des Verſicherungsgeſetzes für Angejtellte in der Faſſung 
des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) iſt die Heiratsurkunde vorzulegen. 

Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 

8 20. 

Bei Anſprüchen auf $ 308 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes 
vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) find die Sterbeurkunde und bei Anſprüchen von Witwen oder 
Witwern die Heiratsurkunden, bei Anſprüchen von Kindern die Geburtsurkunden und die Sterbeurkunde 
auch des andern Elternteils vorzulegen. 

Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 


* 


8 21. 

Das Verſicherungsamt hat bei einem Antrag aus der Juwalidenverſtherung fſthuſdelen, ob der 
Antragſteller Beiträge auch zur Angeſtelltenverſicherung und bei einem Antrag aus der Angeſtelltenver— 
ſicherung, ob er Beiträge auch zur Invalidenverſicherung entrichtet hat. In beiden Fällen hat das Ver— 
ſicherungsamt ferner feſtzuſtellen, ob der Antragſteller bereits früher Anträge auf Gewährung von Leiſtungen 
der Unfall-, der Invaliden- und Hinterbliebenen- oder der Angeſtelltenverſicherung geſtellt hat und welche 

Beſcheide ihm erteilt worden ſind. 

Das Verſicherungsamt hat von den betreffenden Verſicherungsträgern die Alten und Belege 


en. einzufordern (Abſchrift oder Auszug aus den Verſicherungskonten der Reichsverſicherungsanſtalt, die Ver— 
er ſicherungskarten, nötigenfalls auch die Quittungskarten der Invalidenverſicherung, ferner die etwa vor— 
Be handenen Verhandlungen über Streit wegen der Verſicherungspflicht, über Beitragsüberwachung, über 
* Heilbehandlung, in geeigneten Fällen auch über frühere Invalidenrenten-, Altersrenten- und Hinter 


. ſowie die etwa vorhandenen Krankenkaſſenakten uſw.) 
f 8 22. 

Sind bei der Feſtſtellung der Leiſtungen aus der Angeſtelltenverſicherung oder Invalidenver— 
ſicherung Steigerungsbeträge auch aus der anderen Verſicherung anzuſetzen, ohne daß ein Anſpruch auf 
Leiſtungen gegen dieſe Verſicherung beſteht, ſo iſt dem Träger dieſer Verſicherung der Antrag und das 
Ergebnis der Ermittlungen mitzuteilen und ihm Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

Er iſt zu benachrichtigen, wenn mündliche Verhandlung ſtattfindet, und iſt berechtigt, einen Vertreter 
zu dieſer zu entſenden. Der Vertreter iſt zu hören. 


8 253. 
Eine Abſchrift des ea des Verſicherungsamts iſt den nach $ 22 beteiligten Verſicherungs— 
trägern zu überſenden, während für die Aktenüberſendung ſelbſt der S 91 der Verordnung vom 


24. Dezember 1911 gilt. 
©. Schlußbeſtimmungen. 
§ 24. 
§ 88 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 erhält folgende Faſſung: a 
„Außer den im § 1624 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung und den im $ 262 des Verſicherungs— 
geſetzes für Angeſtellte bezeichneten Fällen findet eine mündliche Verhandlung im Spruchverfahren nicht 
ſtatt, wenn 

1. es ſich lediglich um den Beginn oder die Höhe der Rente (Invalidenrente, Witwenrente, 
Ruhegeld) handelt, 

2. es ſich um einen Anſpruch auf Invalidenrente wegen Zurücklegung des 65. Lebensjahrs 
handelt, 

3. es ſich um die Erfüllung der Wartezeit handelt, es ſei denn, daß die Entſcheidung von der 
Feſtſtellung der Verſicherungspflicht oder der Verſicherungsberechtigung oder des Beginns der 
Invalidität oder der Berufsunfähigkeit abhängt. 

8 25. 
Die 8s 96, 97 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 gelten nicht für das Verfahren vor 
dem Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung. Statt deſſen gelten die 8s 168 b, 168 n des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) und die 


dazu ergehenden Ba a . 
8 6. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 23. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. - Dr. Schwartz. 


Verfahrensordnung 
für die Kammern der Angeſtelltenverſicherung. Vom 23. 2. 23. 

Auf Grund des § 228 a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 
14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird nach Anhören dar Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
folgendes verordnet: 

SE 

Für den Geſchäftsgang und das Verfahren der Kammern für Angeſtelltenverſicherung bei den 
Oberſicherungsämtern gelten ſinngemäß die Vorſchriften der Verordnung über Geſchäftsgang und Ver⸗ 
fahren der Oberverſicherungsämter vom 24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1095), ſoweit nicht nach⸗ 
ſtehend etwas anderes beſtimmt iſt. 78 

Ss 

Alle Entſcheidungen, Beſchlüſſe, Anordnungen, Verfügungen, Erſuchen, Berichte uſw. der Kammer 
für Angeſtelltenverſicherung ergehen unter dem Namen des Oberſicherungsamts mit dem Zuſatz „Kammer 
für Angeſtelltenverſicherung“. 

Die Koſten des nach § 15 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 beſtellten beſonderen Ver⸗ 
treters gelten als gerichtliche Koſten. 1 

8 

Der Vorſitzende kann zur Aufklärung des Sachverhalts dem Verſicherten, auch wenn er perſönlich 
erſcheint, e e geſtatten, ſich auf Koſten der Reichsverſicherungsanſtalt einen Vertreter zu 
nehmen. Der Vorſitzende beſtimmt Art und Wa der Vertretung. Er kann auch den Vertreter 
ſelbſt beſtimmen. 

SD. 

Dem Vertreter werden auf jeinen Antrag die Auslagen erſtattet, die er zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung aufgewendet hat, auch kann ihm für ſeine Mühewaltung eine angemeſſene Vergütung 
gewährt werden. Der Antrag iſt an den Vorſitzenden zu richten, die Unterlagen für die Berechnung 
ſind glaubhaft zu machen. 

Die baren Auslagen werden beſonders erſtattet. Der Vorſitzende kann ſie auch in die Ver⸗ 
gütung einbeziehen oder neben der Vergütung einen Pauſchbetrag feſtſetzen. 

Reiſekoſten werden nur erſtattet, wenn der Vorſitzende zur Ausführung der Reiſe vorher er— 
mächtigt hatte. Nachträgliche Genehmigung iſt ausnahmsweiſe ſtatthaft, wenn die Reiſe notwendig war. 

Für den durch eine Reife verurſachten Zeitaufwand kann neben der Vergütung des Abf. 1 eine 
angemeſſene beſondere Entſchädigung gewährt werden. Ob eine Fahrt als Reiſe zu gelten hat, iſt im 
Einzelfalle vom Vorſitzenden zu entſcheiden. 

8 6. 


Sind mehrere Streitfälle zu gemeinſamer Verhandlung und Entſcheidung verbunden, io werden 
die nach $ 5 zu zahlenden Beträge nur einmal gewährt, ſoweit nicht durch die Behandlung beſondere 
Koſten entſtanden ſind. 5 


Die Koſten werden nach $ 5 auch dann erſtattet, wenn der Vertretene unterliegt. “ 
Weitere Koſten werden auch im Falle des Obſiegens nicht erſtattet. 8 


§8 8. 
Soweit nicht in den §s 3 bis 7 etwas anderes beſtimmt iſt, gelten für die eee 
ausſchließlich die Vorſchriften der 88 311, 312 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 
Die auf Grund des $ 311 auferlegten Koſten werden in der Entſcheidung feſtgeſetzt und wie 
Gemeindeabgaben beigetrieben. 


- 39 N 
Gegen Perſonen, die auf Grund des $ 256 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der 
Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) aus dem Sitzungszimmer entfernt 


worden ſind, wird in der gleichen Weiſe verfahren, wie wenn ſie ſich freiwillig entfernt hätten. 


La 


§ 10. f 
Der Vorſitzende oder das Oberverſicherungsamt kann Auskünfte der Vertrauensmänner einholen. 
Die Außerungen der Vertrauensmänner unterliegen keinen Formvorſchriften. N 


9 f 

Im Falle des Artikels VII des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) iſt für die Berufung das⸗ 
jenige Oberverſicherungsamt zuftändig, in deſſen Bezirk der Berechtigte zur Zeit der Berufungseinlegung 
wohnt oder beſchäftigt iſt. Im übrigen gelten § 230 Abſ. 2, 88 231, 232 des Verſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) entſprechend. 

Eine entgegenſtehende Vereinbarung iſt nichtig. 

5 8 12. 

In den Fällen des § 198 des Verſicherungsgeſetzes für Angejtellte in der Faſſung des Geſetzes 
vom 14. Februar 1923 (Geſetzble S. 257) und des 5 358 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte eut- 
ſcheidet dasjenige Oberſicherungsamt, in deſſen Bezirk die Pflichtwidrigkeit oder die ſtrafbare Handlung 
begangen iſt. Sind hiernach mehrere Oberverſicherungsämter zuständig, fo entſcheidet das zuerſt an⸗ 
gegangene. Hält dieſes ein anderes für zuſtändig, ſo gibt es die Sache dahin weiter. 

Hält ſich auch das letztere nicht für zuſtändig, ſo entſcheidet das Reichsverſicherungsamt über 
die Zuſtändigkeit. 5 

2 5 8 13. 

Hat in unterer Inſtanz im Beſchlußverfahren nicht der Vorſitzende, ſondern der Ausſchuß für 
Angeſtelltenverſicherung beim Verſicherungsamt entſchieden, ſo entſcheidet im Inſtanzenzuge die Kammer 
für Angeſtelltenverſicherung; für die Zurückweiſung des Rechtsmittels als verſpätet gelten die allgemeinen 


iften. 
Vorſchriften Fe 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 23. Februar 1923. | 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 


94 N Verordnung 
über das Wahlrecht der Wanderverſicherten. Vom 23. 2. 23. 


Auf Grund des $ 24a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und des $ 1254 a der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen des Verſicherungsgeſetzes für An⸗ 
geſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) ſowie auf Grund 
des Abſchnitts A Artikels XIII Abſ. 3 und des Abſchnitts B Artikels VII dieſes Geſetzes wird 


folgendes beſtimmt: 


9 

Wird ein Antrag auf Rente nach der Invalidenverfiherung geſtellt oder wird zum Zwecke eines 
Rentenantrags eine Auskunft über die Rentenanſprüche aus der Invalidenverſicherung begehrt, ſo iſt der 
Antragſteller darüber zu befragen, ob Beiträge zu beiden Verſicherungen entrichtet worden find (Wander⸗ 
verfiherung). In dieſem Falle hat das Verſicherungsamt (8 1614 der Reichsverficherungsordnung), 
erforderlichenfalls nach Rückfrage bei den beteiligten Verſicherungsträgern zu prüfen, ob ſowohl für die 


mug 


. 8 > g 
Invalidenrente als auch für das Ruhegeld die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten 
iſt, ferner welche Bezüge aus jeder der beiden Verſicherungen dem Antragſteller zuſtehen und nach 
ſeinem Tode den Hinterbliebenen zuſtehen würden. Iſt in beiden Verſicherungen die Wartezeit erfüllt 
und die Anwartſchaft nicht erloſchen, jo hat das Verſicherungsamt den Antragſteller über Voraus⸗ 
ſetzungen, Dauer und Höhe der Leiſtungen ſowie über die beſonderen Vorteile der beiden Verſicherungs⸗ 
zweige zu belehren und darauf hinzuweiſen, daß er bei Erfüllung nicht nur der Wartezeit, ſondern auch 
der übrigen geſetzlichen Vorausſetzungen zwiſchen den Leiſtungen der beiden Verſicherungen wählen kann. 
Insbeſondere iſt darauf hinzuweiſen, daß der Witwe aus der Invalidenverſicherung ihres Ehemanns 
eine Rente nur gewährt wird, wenn und ſolange ſie invalide iſt, und daß die Waiſenrenten der In⸗ 
validenverſicherung Kindern unter fünfzehn Jahren, die Waiſenrenten der Angeſtelltenverſicherung Kindern 
unter achtzehn Jahren gewährt werden. En 

Die Wahl des Wanderverſicherten erfolgt durch ſchriftliche Erklärung gegenüber dem Verſicherungs⸗ 
amt; über eine mündliche Erklärung iſt von dem Verſicherungsamt eine Niederſchrift aufzunehmen, die 
nach Vorleſung von dem Antragſteller und dem vernehmenden Beamten zu unterzeichnen iſt. 


- 2 8 3. 
Wählt der Wanderverſicherte die Leiſtungen der Invalidenverſicherung oder gibt er binnen einer 


ihm geſetzten Friſt keine Erklärung ab, ſo iſt das die Entſcheidung des Invalidenverſicherungsträgers 
vorbereitende Verfahren durchzuführen (§8 1617 ff. der Reichsverſicherungsordnung). 


8 4. 
Wählt der Wanderverſicherte die Leiſtungen aus der Angeſtelltenverſicherung, ſo gibt das Ver⸗ 
ſicherungsamt die Be an die zuſtändige Stelle ab (§ 157 des 35353 für Angeſtellte). 


§ 5. 
Die vorftehenden 88 1 bis 4 gelten entſprechend, wenn bei einem Verſicherungsamte für An⸗ 
geſtelltenverſicherung ein Antrag auf Ruhegeld geſtellt wird. 


8 6. 
Eine Wahlerklärung iſt unwirkſam, wenn das Verfahren, in dem fie abgegeben worden iſt, ab⸗ 
ſchließt, ohne daß dem Antragſteller Rente oder Ruhegeld gewährt wird oder wenn die Rente oder das 


Ruhegeld wieder entzogen wird. 
87 


Iſt ein Antrag auf Ruhegeld endgültig abgelehnt worden, weil Berufsunfähigkeit nicht nach 


weisbar war, ſo kann der Antrag erſt ein Jahr, nachdem die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt, vorher 
aber nur dann geſtellt werden, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß inzwiſchen Umſtände eingetreten 
ſind, die den Nachweis der Invalidität liefern. 

Wird die Beſcheinigung nicht beigebracht, ſo weiſt das Verſicherungsamt den vorzeitig wieder⸗ 
holten Antrag zurück. Der Beſcheid iſt nicht anfechtbar. 


8 8. 


Die Wahl der einen oder der anderen Verſicherung durch den Verſicherten ſelbſt iſt auch für 
ſeine Hinterbliebenen dauernd bindend. 


Hat der Wanderverſicherte ſelbſt keine Wahl getroffen, ſo können ſeine Hinterbliebenen, wenn 


die Wartezeit für die Hinterbliebenenrenten ſowohl in der Angeſtelltenverſicherung als auch in der 


Invalidenverſicherung erfüllt und die Anwartſchaft aufrecht erhalten iſt, die Hinterbliebenenrenten aus 

einer dieſer Verſicherungen wählen. Das Wahlrecht ſteht der Witwe oder dem Witwer zu. Sind nur 

Waiſen vorhanden, jo ſteht ihnen das Wahlrecht gemeinſchaftlich zu; haben fie mehrere geſetzliche Ver⸗ 

treter, fo entſcheidet der Vertreter der jüngſten Waiſe (§ 24a Abſ. 2 des eee für Ange⸗ 
ſtellte, S 1254 a Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung). 
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8 9. 
Wenn Verſicherungsleiſtungen aus der einen Verſicherung bereits vor dem 1. S 192383 


rechtskräftig feſtgeſetzt worden ſind und entweder zu dieſem Zeitpunkt ein Verfahren über einen Anſpruch 
aus der anderen Verſicherung ſchwebt oder nach dieſem Zeitpunkt anhängig gemacht wird (A Artikel XIII 
Abſ. 3 und B Artikel VII des Geſetzes), jo gelten die SS 1 bis 8 dieſer Ausführungsbeſtimmungen 
entſprechend. Der frühere Beſcheid wird mit der Zubilligung der neuen Rente hinfällig. 


* Ss. 10. 

* 5 Schwebt ein Verfahren über einen der vorbezeichneten Anſprüche vor einer höheren Verſicherungs⸗ 
5 behörde, ſo iſt auch ſie an Stelle des Verſicherungsamts für die ihm durch dieſe Ausführungsbeſtimmungen 
übertragenen Maßnahmen zuſtändig. 

Wird die Verſicherung, für welche die mit der Berufung befaßte Kammer des Oberverſicherungs⸗ 
amts zuſtändig iſt, gewählt oder gilt fie als gewählt ($ 3), fo wird dem Verfahren Fortgang gegeben. 
Andernfalls werden die Vorgänge an die für die andere Verſicherung zuſtändige Kammer abgegeben. 
Entſprechendes gilt für die Senate des Reichsverſicherungsamts und der Landesverſicherungsämter mit 
der Maßgabe, daß die Senate der Landesverſicherungsämter die Vorgänge an den Senat des Reichs⸗ 
verſicherungsamts für Angeſtelltenverſicherung abgeben, wenn dieſe Verſicherung gewählt wird oder als 
gewählt gilt. 


§ 11. 

Vor dem Oberverſicherungsamte, dem Reichsverſichernngsamt oder dem Landesverſicherungsamte 
kann der Berechtigte auch nach Ausübung des Wahlrechts den Antrag ſtellen, daß ihm, wenn der Anſpruch 
aus der goonhlien Verſicherung nicht begründet fein ſollte, die Leiſtung der anderen Verſicherung gewährt 
wird. In dieſem Falle hat die Kammer oder der Senat auch über den Anſpruch aus der anderen Ver⸗ 
ſicherung zu entſcheiden. Der Träger der anderen Verſicherung iſt alsdann zu dem Verfahren zuguziehen; 
er hat dabei die erforderlichen Erklärungen abzugeben. 


8 12. 8 : 
Hat der Träger der Invalidenverſicherung dem Wanderverſicherten die Invalidenrente entzogen, 
jo kann dieſer vor dem Verſicherungsamte, dem Reichsverficherungsamt oder dem Landesverjicherungs- 
amte den Antrag ſtellen, daß ihm für den Fall der Entziehung der Invalidenrente das Ruhegeld 
gewährt wird. Satz 2 und 3 des $ 11 gelten entſprechend. 


Danzig, den 23. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
g Sahm. Dr. Schwartz. 
2 

95 Vierte Verordnung 

über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 23. 2. 23. 

Auf Grund des § 1 a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes über 
Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 
81. 


Vorausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte iſt, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt 4200 000 Mark nicht überſteigt. 


82. 
Wer die nach § 1 für die Verſicherungspflicht maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes 
überſchreitet, ohne feinen Arbeitgeber oder feine Stellung zu wechſeln, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage 
des vierten Monats nach Ueberſchreiten der Verſicherungsgrenze aus der Verſicherungspflicht aus. 


Angeſtellte, die mit einem Johredarbeltsverdienſte von mehr als 1200000 Mark auf Grund des 81 
dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, ohne bereits eine laufende Anwartſchaft aus früherer 
Pflichtverſicherung zu haben (Neuverſicherte), werden auf Grund des $ 11 des Verſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte von der Verſicherungspflicht rückwirkend auf den Tag ihres Beginns befreit, ſofern der 
Befreiungsantrag binnen ſechs Monaten nach Inkrafttreten dieſer Verordnung bei dem Verſicherungsamt 
oder der Reichsverſicherungsanſtalt eingeht und bereits zu dem früheren Zeitpunkt die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Befreiung im übrigen vorlagen. 

Die Eigenſchaft als Neuverſicherter geht dadurch nicht verloren, daß der Verſicherte die frühere 
Pflichtverſicherung freiwillig fortgeſetzt hat. 


4 
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Einzelnen Neuverſicherten kann die Reichsverſicherungsanſtalt in den erſten drei Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung nach vorhergehender ärztlicher Unterſuchung geſtatten, die Wartezeit 
zum Bezuge der Leiſtungen des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte durch Einzahlung der entſprechenden 
Deckungsmittel abzukürzen. Der Senat beſtimmt die se für die Berechnung der Deckungsmittel 

nach Anhören der Reichsverſicherungsanſtalt. 
8 5. 

Neuverſicherte, die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung das fünfundfünfzigſte Lebensjahr bereits 
vollendet haben, werden auf ihren Antrag von der Verſichernngspflicht befreit, wenn ihnen die Abkürzung 
der Wartezeit nicht geſtattet wird oder nicht zugemutet werden kann. Der Befreiungsantrag iſt inner⸗ 
halb der erſten drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zu ſtellen. 

. s | 5 e 

N Angeſtellten, die verſicherungspflichtig geweſen, infolge Erhöhung ihres Jahresarbeitsverdienſtes 
5 aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden find und nunmehr auf Grund des $ 1 dieſer Verordnung 
wieder verſicherungspflichtig werden (Wiederverſicherte), ſind die Kalendermonate der Zwiſchenzeit als 
Beitragsmonate im Sinne der SS 15, 49 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte anzurechnen. 

Wenn ein ſolcher Angeſtellter von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung nach § 15 für die 
zurückliegende Zeit, während welcher er nicht verſicherungspflichtig war, Gebrauch macht oder gemacht 
hat, ſo gelten die freiwilligen Beiträge, die er für dieſe Zeit entrichtet hat oder gültig nachentrichtet, als 
Pflichtbeiträge im Sinne des § 48. Die freiwillige Verſicherung hat die Wirkung der Pflichtverſicherung 
nur inſoweit, als ihre Beiträge mindeſtens in der Gehaltsklaſſe des letzten Pflichtbeitrags vor jenem 
Ausſcheiden des Angeſtellten aus der Verſicherungspflicht entrichtet ſind oder gültig nachentrichtet werden. 

— 5:7 | = 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1923 in Kraft. 

Danzig, den 23. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 8 0 
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96 Verordnung 
über Berſicherungsfreihtit vorübergehender Dienſtleiſtungen in der Angeſtelltenverſicherung. 
Vom 23. 2. 23. 


Auf Grund des § 8 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 Guichs⸗ 
geſetzbl. S. 989 ff.) wird folgende verordnet: 
§ 1. 
Verſicherungsfrei bleiben: 
1. vorübergehende Dienſtleiſtungen, wenn ſie 


92 
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a) von Perſonen, die überhaupt berufsmäßig keine Angeſtelltenverſicherungspflicht begründende 
Beſchäftigung ausüben, nur gelegentlich, insbeſondere zur gelegentlichen Aushilfe aus⸗ 
geführt werden, a 
p) von Perſonen, die ſonſt berufsmäßig keine Angeſtelltenverſicherungspflicht begründende Be⸗ 
2 5 ſchäftigung ausüben, zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher und gegen einen 
geringfügigen Entgelt ausgeführt werden. Als geringfügig gilt ein Entgelt, wenn er für den 
Br. Lebensunterhalt während des Zeitraums, innerhalb deſſen die Beſchäftigung in regelmäßiger 
x Wiederkehr ausgeübt wird, nicht weſentlich iſt; 
. 2. vorübergehende Dienſtleiſtungen von Deutſchen, die bei einer amtlichen Vertretung des Reichs 
n oder eines Landes im Ausland aushilfsweiſe beſchäftigt werden; 8 
Bi 3. Dienſtleiſtungen von Angeſtellten, die bei Stellenloſigkeit in gemeinnützigen Schreibſtuben oder 
8 in Verpflegungsſtationen oder ähnlichen Wohltätigkeitsanſtalten während eines verhältnismäßig 
* geringen Zeitraums des Kalenderjahrs beſchäftigt werden, auch wenn eine Geldentſchädigung 
N gewährt wird; 


des Inlandes, ſoweit dieſe Angeſtellten in letzteren vorübergehend beſchäftigt werden; 
„Dienſtleiſtungen im Inland von Angeſtellten ausländiſcher Betriebe, ſoweit dieſe mit einzelnen 
5 Betriebshandlungen vorübergehend in das Inland hinübergreifen; 
By. 6. Dienſtleiſtungen von Angeſtellten ausläydifcher Schiffe, die im Binnenſchiffsverkehre Danziger 
PN Waſſerſtraßen befahren, ſofern nicht dieſe Schiffe nach der Entſcheidung des zuſtändigen Ver⸗ 
— 8 ſicherungsamts ($ 1331 der Reichsverſicherungsordnung) im Inland einen regelmäßigen Verkehr 
* von erheblicher Dauer unterhalten; 
vorübergehende Dienſtleiſtungen nicht zur Schiffsbeſatzung gehörender Perſonen auf Danziger 
* Seeſchiffen im Ausland. 5 FR 
BR Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. November 1922 ab in Kraft. Mit dem gleichen 
* Tage treten die Beſtimmungen der Bekanntmachungen vom 9. Juli 1913 und vom 4. Mai 1916 über 
die Ausführung des SS des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte (Reichsgeſetzbl. 1913 S. 571, 1916, S. 364) 
außer Wirkſamkeit. 
Danzig, den 23. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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97 Verordnung 
betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung. Vom 20. Februar 1923. 
Auf Grund des 8 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſ. Bl. 
S. 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 2. Februar 1923 (Geſ.Bl. S. 177) folgendes beſtimmt: 
Die Unterſtützung iſt vom 12. Februar 1923 ab nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
1. für männliche Perſonen a 


a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines anderen lebtn 1500 M, 

b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen lebens. „1300 M, 

JJ  . w RIEETERT 900 M, 
2. für weibliche Perſonen 

a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines anderen lebttrns 


b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen leben 
c) unter 21 Jahren NR, TER RE 


4. Dienſtleiſtungen von Angeſtellten ausländiſcher Eiſenbahnverwaltungen in Eiſenbahnbetrieben 
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3. als Familienzuſchläge für 
222 TTT 700 M, 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehöriggiiee 600 M. 


Danzig, den 20. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


98 Beitritt Belgiens zu der Konvention vom 26. Septenber 1906 über \ 

die Anwendung weißen Phosphors bei der Zündholzfabrikation. Vom 20. 2. 23. 
Der diplomatiſche Vertreter der Republik Polen hat den Senat in Kenntnis geſetzt, daß Belgien 

am 8. Dezember 1922 ſeinen Beitritt zu der Konvention vom 26. September 1906 über die Anwendung 

weißen Phosphors bei der Zündholzfabrikation angemeldet hat. 


Danzig, den 20. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Jewelowski. 


99 Verordnung 
a über die weitere Erhöhung der Unterſtützung für Nentenempfänger der Invaliden⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung. Vom 13. 2. 20. 
| Auf Grund des Gejeges über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 31.1.23 
| (Gej.-Bl. S. 181) wird der § 2 des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Nenten- 
empfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in der Faſſung vom 25. September 1922 (Geſ.⸗ 
Bl. S. 433) und der Verordnung über die weitere Erhöhung der Unterſtützung für Rentenempfänger der 
Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung vom 31. Januar 1923 (Geſ⸗Bl. S. 176) vom 1. Januar 1923 
ab wie folgt geändert: 
In Abf. 1 wird das Wort „dreiundvierzigtauſendzweihundert“ durch das Wort „einhundert— 
zwanzigtauſend“, das Wort „vierunddreißigtauſendzweihundert“ durch das Wort „einhundert— 
achttauſend“ und das Wort „neunzehntauſendzweihundert“ durch das Wort ſechzigtauſend“ erſetzt. 
In Abſ. 3 wird das Wort „dreitauſendſechshundert“ durch das Wort „ſfünfzehntauſend“, im 
Ab. 4 das Wort „ſechsunddreißigtauſend“ durch das Wort „einhundertzwanzigtauſend“ 
und im Abſ. 5 das Wort „neuntauſendſechshundert“ durch das Wort „ſechsunddreißig⸗ 
tauſend“ erſetzt. 
Die Deckung der durch die Erhöhungen der Unterſtützungen notwendig werdenden Mehr: 
aufwendungen an Staatsmitteln ($ 7 Abf. 1 des Geſetzes vom 25. 9. 22) erfolgt aus den Erträgen des 
dem Volkstag vorliegenden Zuckerſteuergeſetzes. Über den Zeitpunkt der Erſtattung ergeht noch nähere 


Anweiſung. 
Danzig, den 13. Februar 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. Br 
160 Druckfehlerberichtigung. + 


Geſetzblatt 1923 Seite 170. In Artikel 2 Zeile 2 muß es anſtatt „für den Monat Dezember 
1922 auf“ heißen: „für den Monat November 1922 auf“. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


— 
— 


